
Niederschrift 
über die öffentliche Sitzung 

des Ortsgemeinderates 
der Ortsgemeinde Stadtkyll 

Sitzungstermin: 
Sitzungsbeginn: 
Sitzungsende: 
Ort, Raum: 

ANWESENHEIT:

Vorsitz 

Herr Harald Schmitz 

19.07.2023 
19:00 U h r 
19:55 Uhr 
Schönfeld, im Gemeindehaus 

Ortsbürgermeister 

Mitglieder 

Herr Josef Ballmann 
Herr Wolfgang Friedrich- _..__.__._._.._......___—__..._. _....__.__..__._.._—.._.._.._.._..__..___......._.._.___..._..__..._.___.._._______...__.._..______.._.__.._.._._._.. 
Herr Stephan JuchemS _ ^ ̂  — Y-~ Erster Beigeordneter anwesend ab TOP 05, 19:15 Uhr 

Frau Claudia Kettmus 
Herr Theo Kinnen 
Herr Frank Königs 
Herr Dr. Georg Lentz 
Herr Andreas Lux Zweiter Beigeordneter 

Frau Carmen Mies Ortsvorsteherin Schönfeld 

Herr Guido Pfeil 
Herr Andreas Phlepsen 
Herr._ Ingo Probst ..................................... 
Herr Holger Schnorrenberg .........................................._................_. _. 
Herr Christoph Simon 
Herr Torsten Weber 

Verwaltung 

Herr Hans Peter Böffgen 
Herr Jan Meyer 

Fehlende Personen: 

Mitglieder 

Herr Siegfried Jost 

Bürgermeister 

Protokollführung 

entschuldigt 

Die Mitglieder des Ortsgemeinderates Stadtkyll waren durch Einladung vom 11.07.2023 auf Mittwoch, 
19.07.2023 unter Mitteilung der Tagesordnung einberufen. Zeit und Ort der Sitzung sowie die 
Tagesordnung waren öffentlich bekannt gemacht. Gegen die ordnungsgemäße Einberufung werden keine 
Einwendungen erhoben. Der Ortsgemeinderat ist beschlussfähig. 
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TAGESORDNUNG 

Öffentliche Sitzung 

1. Niederschrift der letzten Sitzung 

2. Einwohnerfragen 

3. Informationen des Ortsbürgermeisters 

4. Neuausschreibung Erdgaslieferungsverträge; Sonder-Bündelausschreibung für den 
kommunalen Erdgasbedarf, Lieferzeitraum 2024 - 2025 
Vorlage: 2-0317/23/35-022 

5. Bauvoranfrage zum Anbau eines Wintergartens 
Vorlage: 2-0334/23/35-023 

6. Bebauungsplan "Kyllpark -10. Änderung", Teilbereich "Wohnmobilstellplätze -
Veranstaltungsfläche" - Billigungs- und Offenlagebeschluss nach § 3 Abs. 2 BauGB 
Vorlage: 2-0345/23/35-024 

7. Anfragen, Verschiedenes 

Nichtöffentliche Sitzung 

B. Niederschrift der letzten Sitzung 

9. Informationen des Ortsbürgermeisters 

10. Grundstücksangelegenheit 

11. Anfragen, Verschiedenes 

Zur Tagesordnung wurden folgende Einwendungen erhoben bzw. 
Dringlichkeitsanträge eingebracht: 

Ortsbürgermeister Schmitz stellt den Antrag, den TOP 09 „Informationen 
10 „Grundstücksangelegenheiten" zu tauschen. 

Abstimmungsergebnis: einstimmig 
16 Ja 

NEUE TAGESORDNUNG 

Ergänzungen, Änderungen und 

des Ortsbürgermeisters" mit TOP 

Öffentliche Sitzung 

1. Niederschrift der letzten Sitzung 

2. Einwohnerfragen 

3. Informationen des Ortsbürgermeisters 

4. Neuausschreibung Erdgaslieferungsverträge; Sonder-Bündelausschreibung für den kommunalen 
Erdgasbedarf, Lieferzeitraum 2024 - 2025 
Vorlage: 2-0317/23/35-022 

5. Bauvoranfrage zum Anbau eines Wintergartens 
Vorlage: 2-0334/23/35-023 

6. Bebauungsplan "Kyllpark -10. Änderung", Teilbereich "Wohnmobilstellplätze -
Veranstaltungsfläche" - Billigungs- und Offenlagebeschluss nach § 3 Abs. 2 BauGB 
Vorlage: 2-0345/23/35-024 

7. Anfragen, Verschiedenes 
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Nichtöffentliche Sitzung 

B. Niederschrift der letzten Sitzung 

9. Grundstücksangelegenheit 

10. Informationen des Ortsbürgermeisters 

11. Anfragen, Verschiedenes 

Niederschrift über die öffentliche Sitzung des Ortsgemeinderates vom 19.07.2023 Seite 3 von 10 



Protokoll: 

TOP 1: Niederschrift der letzten Sitzung 

Die Niederschrift der öffentlichen Sitzung vom 16.05.2023 wurde allen Ratsmitgliedern zugeleitet. 
Anderungs- oder Ergänzungsvorschläge hierzu werden keine vorgebracht. 

TOP 2: Einwohnerfragen 

Betreffend der Flüchtlingspolitik wurden seitens der Einwohner Fragen bezüglich einer möglichen 
Flüchtlingsunterbringung innerhalb Stadtkylls an den Ortsbürgermeister, sowie an den Bürgermeister 
herangetragen. Dies sei nun schon mehrmals Gesprächsthema zwischen Einwohnern und Einwohnerinnen 
gewesen und man möchte dahingehend eine klärende Aussage erhalten, ob an diesen Gerüchten etwas 
dran sei. 

Hierzu weist der Ortsbürgermeister zunächst darauf hin, dass dies nicht im Detail innerhalb des öffentlichen 
Teils der Sitzung zu klären ist. Man werde dies im nichtöffentlichen Teil des Gremiums behandeln. 

Der Bürgermeister erklärt zudem, es handele sich hierbei um eine Angelegenheit in derer das Eigentum 
eines Privaten involviert ist, zu welcher noch keine spruchreifen Aussagen getätigt werden können. 

Sollte eine Unterbringung von Flüchtlingen in Stadtkyll realisiert werden, dann sollte hierbei das Ziel sein, 
eine gemeinschaftliche Lösung zu finden, mit der sowohl die Ortsgemeinde, die Verbandsgemeinde und 
ebenso der Landkreis einher gehen. 

TOP 3: Informationen des Ortsbürgermeisters 

Information Bebauungsplan „Auf Motzerfeld II" — Gestaltungsvorschlag 

Per Mail vom 06.07.2023 hat der Ortsbürgermeister dahingehend informiert, dass das beauftragte 
Planungsbüro PE Becker einen Gestaltungsvorschlag, der insbesondere die mit Frau Simon abgestimmten 
Punkte berücksichtigt, erstellt hat. Dieser Vorschlag wurde den RM per Mail zur Verfügung gestellt. 
Auf dieser Grundlage wird die Verwaltung nun bei entsprechenden Planungsbüros Honorarangebot für die 
Straßen- und Entwässerungsplanung einholen. 

Abstimmungsergebnis: zur Kenntnis genommen 

TOP 4: Neuausschreibung Erdgaslieferungsverträge; Sonder-Bündelausschreibung für den 
kommunalen Erdgasbedarf, Lieferzeitraum 2024 - 2025 
Vorlage: 2-0317/23/35-022 

Sachverhalt:

In der 3. Bündelausschreibung Erdgas wurden für die Abnahmestellen der Ortsgemeinde Stadtkyll keine 
Angebote abgegeben. Daraufhin wurde für das Jahr 2023 mit dem Grundversorger EVM ein Jahresvertrag 
abgeschlossen. Für die Jahre 2024/2025 steht daher eine Nachbeschaffung an. 

Der Gemeinde- und Städtebund Rheinland-Pfalz bietet über seine Tochtergesellschaft Kommunalberatung 
Rheinland-Pfalz GmbH den rheinland-pfälzischen Gemeinden, Städten, Zweckverbänden, Anstalten, 
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Eigenbetrieben und kommunalen Unternehmen die Teilnahme an einer gebündelten Ausschreibung zur 
Beschaffung der Lieferung von Erdgas für den Zeitraum vom 01. Januar 2024 bis zum 31. Dezember 2025. 
an. Hierzu sind ein entsprechender Auftrag bzw. entsprechende Vollmachten an die Kommunalberatung 
erforderlich. 

Das Entgelt beträgt 250 Euro je Teilnehmer (Kommune, Eigenbetrieb, AÖR, ZwV) plus einen Zuschlag für 
jede Abnahmestelle ab der 5. Abnahmestelle in Höhe von 15 Euro. Sollte die Durchführung der 
Ausschreibung noch vor der Vergabebekanntmachung gestoppt werden, werden für bis dahin erbrachte 
Leistungen (insbesondere die Zusammenstellung und Prüfung der Abnahmestellen) pauschal 10 Euro je 
Abnahmestelle in Rechnung gestellt. Das gleiche gilt bei vorzeitiger Stornierung des Auftrags. (Alle Beträge 
netto zzgl. gesetzlicher Mehrwertsteuer). 

Die Erdgaslieferung wird im offenen Verfahren (§ 15 Abs. 1 VgV) nach den Vorgaben der 
Vergabeverordnung europaweit ausgeschrieben. Die Kommunalberatung führt das Vergabeverfahren 
namens und im Auftrag der teilnehmenden Kommunen durch. Sie erteilt für die Teilnehmer den Zuschlag 
auf das wirtschaftlichste Angebot gemäß Beschluss des dazu eigens eingerichteten Vergabegremiums. Für 
jeden einzelnen Teilnehmer kommt mit Zuschlagserteilung der ausgeschriebene Erdgasliefervertrag mit 
dem erfolgreichen Bieter des jeweiligen Loses zustande. 

Die Ausschreibung erfolgt — wie bisher — in Form einer sogenannten strukturierten Beschaffung, allerdings 
mit einigen Modifikationen aufgrund der Erfahrungen aus dem Krisenjahr 2022. Unverändert wird der 
Lieferpreis für das jeweilige Lieferjahr nicht zu einem Stichtag gebildet, sondern die abschließende 
Preisbildung erfolgt erst nach Zuschlagserteilung auf Grundlage einer Preisindizierung an einer Vielzahl von 
Stichtagen (rd. 45 Tage im Jahr 2023 für das Lieferjahr 2024 und rund 180 Tage im Jahr 2024 für das 
Lieferjahr 2025.). Dies dient einer weiteren Risikominimierung, um die Preisbildung nicht von nur wenigen 
Stichtagen in einem möglicherweise ungünstigen Marktumfeld preisbestimmend für ein ganzes Lieferjahr 
werden zu lassen. 

Für die ausgeschriebene Vertragsmenge gilt eine Mehr- und Mindermengenregelung, die gegenüber bisher 
deutlich enger gefasst wurde. Als Vertragsmenge (kWh) wird die Summe der prognostizierten jährlichen 
Abnahmemengen der einzelnen Abnahmestellen verstanden. Der vertraglich festgelegte Lieferpreis gilt für 
eine tatsächliche Verbrauchsmenge von 95 bis 105 % der Vertragsmenge (bisher: 80 bis 110). Unter- oder 
überschreitet die tatsächliche Verbrauchsmenge diese Mengenschranken, so kann der Auftragnehmer dem 
Auftraggeber die entstehenden Mehrkosten in Rechnung stellen. Dabei wird davon ausgegangen, dass der 
Auftragnehmer zu viel beschaffte Mengen am Spotmarkt verkauft und bei einer Unterdeckung die 
fehlenden Mengen am Spotmarkt nachbeschafft. 

Es werden wieder mehrere Lose nach technischen und/oder regionalen Aspekten gebildet, nach Bedarf 
erfolgt eine Zuschlags- oder Loslimitierung. Hierüber wird abschließend nach Eingang aller Aufträge 
entschieden. 

Die Erdgaslieferung wird zuzüglich Netznutzung (all-inclusive) ausgeschrieben. Die Energielieferpreise sind 
dagegen für jedes der beiden Lieferjahre durch die Bieter fest anzubieten. Durch die Trennung von 
Netznutzungsentgelten und Energielieferpreisen wird insbesondere gewährleistet, dass sich der Lieferpreis 
individuell für jede Kommune entsprechend der Benutzungsstruktur bildet. 

Um den Anforderungen des Gesetzes zur Einsparung von Energie und zur Nutzung erneuerbarer Energien 
zur Wärme- und Kälteerzeugung in Gebäuden (Gebäudeenergiegesetz — GEG) Rechnung zu tragen, wird 
auch Erdgas mit einem Anteil von 10 % Biogas (Bioerdgas) ausgeschrieben. Die Festlegung, ob und welche 
Abnahmestellen mit Bioerdgas ausgeschrieben werden sollen, erfolgt erst mit Übersendung der 1. 
Kontrollliste. 
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Beschluss:

1. Der Ortsgemeinderat nimmt die Ausschreibungskonzeption der Kommunalberatung Rheinland-
Pfalz GmbH und die zugehörigen Anlagen zur Kenntnis. 

2. Der Ortsbürgermeister wird bevollmächtigt, die Kommunalberatung Rheinland-Pfalz GmbH mit der 
Ausschreibung der Erdgaslieferung für die Ortsgemeinde ab dem 01.01.2024 zu beauftragen und zu 
bevollmächtigen, alle dazu erforderlichen Handlungen vorzunehmen und alle notwendigen 
Willenserklärungen abzugeben und entgegenzunehmen. 

3. Der Ortsgemeinderat bevollmächtigt das bei der Kommunalberatung Rheinland-Pfalz GmbH 
eingerichtete Vergabegremium, die Zuschlagsentscheidungen und Zuschlagserteilungen namens 
und im Auftrag der Ortsgemeinde vorzunehmen. Zuschlagskriterium ist ausschließlich der 
Angebotspreis. 

4. Die Ortsgemeinde verpflichtet sich, das Ergebnis der Bündelausschreibung als für sich verbindlich 
anzuerkennen. Die Ortsgemeinde verpflichtet sich weiterhin zur Abnahme von dem 
Lieferanten/den Lieferanten, der/die jeweils den Zuschlag erhält/erhalten, für die Dauer der jeweils 
vereinbarten Vertragslaufzeit. 

5. Die Ausschreibung soll für die Ortsgemeinde nach folgenden Maßgaben erfolgen: 

Erdgas ohne Biogasanteil für alle Abnahmestellen 

Der Ortsbürgermeister plädiert auf eine schnellstmögliche Ausschreibung und ergänzt hierzu, dass die 
Ortsgemeinde eigeninitiativ handeln wird, sofern keine Angebote durch die Bündelausschreibung eingehen 
werden. 

Abstimmungsergebnis: einstimmig beschlossen 
Ja: 15 

TOP 5: Bauvoranfrage zum Anbau eines Wintergartens 
Vorlage: 2-0334/23/35-023 

Sachverhalt:

Es liegt eine Bauvoranfrage zum Anbau eines Wintergartens in Stadtkyll, Flur 13, Flurstück 104 vor. Das 
Flurstück liegt im Geltungsbereich des Bebauungsplanes „Motzerfeld I", 2. Änderung. 

Der Bauherr plant eine Überschreitung des Baufensters um 1,11 m. Hierzu ist eine bauplanungsrechtliche 
Befreiung zu beantragen. Einer Überschreitung des Baufensters im gleichen Umfang wurde in der 
Vergangenheit bereits zugestimmt. Im aktuellen Bebauungsplan wurden die Baufenster nicht erweitert. 
Nach Rücksprache mit der Kreisverwaltung Vulkaneifel handelt es sich um eine geringfüge Überschreitung, 
die von dort als unproblematisch angesehen und befürwortet wird. 

Niederschrift über die öffentliche Sitzung des Ortsgemeinderates vom 19.07.2023 Seite 6 von 10 



Südwest- Ansicht 

I 

~.i 

24 
/r 753'—t 

•I'-- 224 

WshnheusBes~r4 

1 

Scmmergeden 
2f.32 m' 

x 3.a1
213 # 

24 x 
5.51 X 

Sonderinteresse/Ruhen des Stimmrechts: 

x 74+ 

B01pflnu 
- 

Es wird auf die Bestimmungen des § 22 Gemeindeordnung hingewiesen. 

+ 

Niederschrift über die öffentliche Sitzung des Ortsgemeinderates vom 19.07.2023 Seite 7 von 10 



Beschluss:

Der Ortsgemeinde Stadtkyll stimmt dem Antrag auf Befreiung von der bauplanungsrechtlichen Festsetzung 
hinsichtlich der Überschreitung des Baufensters um 1,11m zu und erteilt das gemeindliche Einvernehmen 
nach § 36 BauGB. 

Abstimmungsergebnis: einstimmig beschlossen 
Ja: 16 

TOP 6: Bebauungsplan "Kyllpark -10. Änderung", Teilbereich "Wohnmobilstellplätze -
Veranstaltungsfläche" - Billigungs- und Offenlagebeschluss nach § 3 Abs. 2 BauGB 
Vorlage: 2-0345/23/35-024 

Sachverhalt: 
Der Ortsgemeinderat Stadtkyll hatte in seiner Sitzung am 16.05.2023 den Aufstellungsbeschluss für die 10. 
Änderung des Bebauungsplanes „Kyllpark" — Teilbereich „Wohnmobilstellplätze — Veranstaltungsfläche" 
gefasst. 
Der Änderungsbereich umfasst Teilflächen der Grundstücke Gemarkung Stadtkyll, Flur 6, Nr. 59, 60, 61 und 
199/2 und ist im bisher rechtskräftigen Bebauungsplan „Kyllpark" - 5. Änderung aus dem Jahre 1982 als 
private Grünfläche festsetzt. 
Der geplante Geltungsbereich ist im nachfolgenden Kartenausschnitt dargestellt: 

~ 

Durch die Ausweisung als „Sondergebiet der Erholung" — Zweckbestimmung „Wohnmobilstellplätze / 
Veranstaltungsfläche" sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Anlage eines 
Wohnmobilstellplatzes mit rund 25 Stellplätzen zu je 65 m2 geschaffen werden. Die jährliche Nutzung als 
„Kirmesplatz" wird auch weiterhin ermöglicht. 

Die Bebauungsplan-Änderung erfolgt im beschleunigten Verfahren gemäß § 13 a BauGB (Bebauungsplan 
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• Hierzu erklärt Bürgermeister Böffgen, dass die Verbandsgemeinde beabsichtigt einen 
höheren Gästebeitrag einzuführen, welcher der Ortsgemeinde allerdings weiterhin ihren 
bisherigen Anteil sicherstellt. Dieser bleibt auf Höhe von 0,75 €/Tag bestehen. Der HuFa der 
Verbandsgemeinde wird hierüber beraten. Infolge eines erhöhten Gästebeitrages i.H.v. 
1,50 € soll die Finanzierung der Touristik GmbH erzielt werden. 
Bevor hier ein Beschluss gefasst wird, werde im Vorfeld mit dem Landal Ferienpark in 
Stadtkyll die Erhöhung des Gästebeitrags besprochen. 

➢ RM Claudia Kettmus erkundigt sich über die geplanten Kosten des neuen Panoramablickes. 
Ortsbürgermeister Harald Schmitz erläutert die bisherigen Kosten und den Zuschuss des 
Naturpark Nordeifel. Die Kosten belaufen sich innerhalb der im Haushalt bereitgestellten 
Ansätze. 
Zudem ist noch eine Hecke zum Schutz an der Kante der Böschung als Abgrenzung geplant. 
Damit parkenden Autos entgegengewirkt werden kann, könnten Sitz-Steine zur Abgrenzung 
des Bereiches dienen. 

Abstimmungsergebnis: zur Kenntnis genommen 

Für die Richtigkeit: 

arald Schmitz — Jan Meyer 
rsitzender) (Protokollführer) 
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der Innenentwicklung). Die Erstellung eines Umweltberichtes sowie die Durchführung der Eingriff-
/Ausgleichsregelung entfällt in diesem Verfahren. 

Das beauftragte Planungsbüro Böffgen, Reutlingen, hat inzwischen eine Entwurfsplanung erstellt; diese 
wurde den Ratsmitgliedern mit den Sitzungsunterlagen zugestellt. 

Anmerkungen der Ortsbürgermeisters: 

Für diese Maßnahme sind insgesamt 150.000,00 € im Haushaltsplan 2023 veranschlagt. Nach aktueller 
Planung werden diese Mittel zur Umsetzung der Maßnahme ausreichen. 

Demgegenüber möchte der Rat in einer künftigen Sitzung über Einnahmen aus der neu geschaffenen 
Wohnmobilparkfläche sprechen. 

Durch die Umsetzung der Maßnahme erfolgt kein Eingriff in die bestehende Natur. 

Sonderinteresse/Ruhen des Stimmrechts: 
Es wird auf die Bestimmungen des § 22 Gemeindeordnung hingewiesen. Nach Erkenntnis der Verwaltung 
liegen beifolgenden Personen Ausschließungsgründe vor: 

- keine Ausschließungsgründe 

Diese Aufzählung erhebt jedoch keinen Anspruch auf Vollständigkeit, so dass alle Beteiligten ihre eigene 
Prüfung vornehmen sollten. 

Beschluss: 

Der Ortsgemeinderat befasst sich eingehend mit den Entwurfsunterlagen für die 10. Änderung des 
Bebauungsplanes „Kyllpark" —Teilbereich „Wohnmobilstellplätze und Veranstaltungsfläche". 

Der Rat billigt die in der heutigen Sitzung vorgestellte Entwurfsplanung des Büros Böffgen und beauftragt 
die Verwaltung, die Beteiligung der Öffentlichkeit und die Behördenbeteiligung gemäß § 3 Abs. 2 und § 4 
Abs. 2 BauGB in die Wege zu leiten. 

Abstimmungsergebnis: mehrheitlich beschlossen 
Ja: 13 Nein:3 

TOP 7: Anfragen, Verschiedenes 

➢ RM Theo Kinnen lobt die Aufbringung des neuen Zebrastreifens auf der Hauptstraße in der 
Ortsmitte. Herr Kinnen weist zudem auf den mittlerweile schon zugewachsenen Gehweg im 
Kyllpark hin und bittet diesen freizuschneiden. 

➢ RM Frank Königs erfragt Klärungsbedarf bezüglich Kündigungen des Personals der 
Kindertagesstätte St. Josef in Stadtkyll. 

Ortsbürgermeister Harald Schmitz erklärt die derzeitige Personallage als unproblematisch. 
Man habe künftig sowohl mit Abgängen, aber ebenso mit Neubesetzungen zu rechnen. 

➢ RM Andreas Phlepsen erkundigt sich über den neuen Gästebeitrag der Verbandsgemeinde 
Gerolstein und ebenso über den damit verbundenen Beitrag für die Ortsgemeinde Stadtkyll. 

Niederschrift über die öffentliche Sitzung des Ortsgemeinderates vom 19.07.2023 Seite 9 von 10 



Kommu 
beratu 

Bündelausschreibung Erdgas 2024/25 

- Ausschreibungskonzeption - 
Der Gemeinde- und Städtebund Rheinland-Pfalz bietet den rheinland-pfälzischen Gemein-

den, Städten, Verbandsgemeinden, Zweckverbänden und Anstalten einschließlich ihrer je-

weiligen Eigenbetriebe und kommunalen Gesellschaften eine Sonder-Bündelausschreibung 

Erdgas an für die Abnahmestellen, die bis Ende 2023 vertragsfrei werden. Die operative 
Umsetzung erfolgt durch die Kommunalberatung RP GmbH. Mit der Teilnahme ist keine ei-

gene Ausschreibung für die Erdgaslieferung mehr erforderlich. 

1. Das Wichtigste vorab in Kürze: 

U 
. 

heI nd-Pia GmbH 

• Lieferzeitraum: 1.1.2024, 6.00 Uhr bis zum 1.1.2026, 6.00 Uhr (feste Vertragslaufzeit). 

• Zur operativen Durchführung beauftragen die Teilnehmer unmittelbar die Kommunal-
beratung Rheinland-Pfalz GmbH (KB); der zu erbringende Leistungsumfang ist im Auf-

trag beschrieben (Anlage 1). 

• Beauftragung und Bevollmächtigung der KB mit entsprechendem Ratsbeschluss und 
unter Verwendung der vorgegebenen Formulare. Die Frist hierfür ist der 16. Juni 2023. 

• Das Grundentgelt für die Teilnahme beträgt 250,00 Euro für bis zu 4 Abnahmestellen; 
für die 5. und jede weitere Abnahmestelle kommt ein Zuschlag von 15,00 Euro hinzu; 
jeweils zzgl. gesetzlicher MwSt. 

• Das Beschaffungsmodell erfolgt — wie bisher — in Form einer strukturierten Beschaf-

fung; dieses wurde nach den Erfahrungen aus 2022 angepasst (z. B. Mehr-/Mindermen-

genregelung; Risikostreuung bzgl. Preisbildung). Für 2024 bildet der Lieferpreis sich An-
fang Dezember auf Basis des Angebotspreises und der tatsächlichen Preisentwicklung 

(Mittelwert von rund 45 Handelstagen) seit der Angebotsabgabe. Für 2025 gilt das ana-

log mit dem Unterschied, dass die tatsächliche Preisentwicklung eines ganzen Jahres-
zeitraums herangezogen wird (Oktober 2023 bis September 2024). Dies dient der Risi-

kostreuung. Die Mehr-/Mindermengenregelung liegt nun bei 95 % - 105 %. 

• Die Daten über Abnahmestellen und prognostizierte Verbräuche werden im Vorgriff 
zur Beauftragung bilateral zwischen der kommunalen Verwaltung und switch.on (von 

der KB beauftragter Dienstleister) neu erfasst (Neuteilnehmer) bzw. auf Basis der bereits 
vorliegenden Unterlagen abgeglichen (Teilnehmer an der 5. BA). Diese Unterlagen müs-

sen spätestens bis Anfang Juli 2023 finalisiert sein. 

• Die Ausschreibung umfasst wie auch Bioerdgas. 

• Zur Zuschlagserteilung ist die KB bevollmächtigt, die dazu ein Vergabegremium bildet. 

• Soweit eine Kündigung des laufenden Vertrags zum 31.12.2023 erforderlich sein sollte, 
ist das Sache jedes einzelnen Teilnehmers (und nicht der KB). 
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Kommunal ■ ■ • 
b e r a t u n g Rheinland-Pfalz GmbH 

2. Grundstrukturen der gemeinsamen Beschaffung 

• Vergabeverfahren: Europaweite Ausschreibung im offenen Verfahren gemäß § 14 Abs. 1 

VgV gebündelt für alle Abnahmestellen und prognostizierten Verbrauchsmengen durch 

die von jedem einzelnen Teilnehmer damit beauftragte Kommunalberatung Rheinland-
Pfalz GmbH, die sich wiederum dem aus allen vorherigen Bündelausschreibungen be-
kannten Dienstleister switch.on bedient. 

• Beschaffungsmodell: Das Grundprinzip der strukturierten Beschaffung wird beibehalten. 
Dies bedeutet, dass der tatsächliche Lieferpreis sich erst nach der Erteilung des Zuschlags 
anhand der Börsenpreise bildet, die an vorab definierten Terminen ermittelt werden. 
Dieses Verfahren hat sich bewährt und ist bei den Anbietern akzeptiert. Geändert wurde 
gegenüber 2022 im Wesentlichen die diese vorab definierten Termine sowie die Mehr-
und Mindermengenregelung. Siehe weiter unten. 

• Bioerdgas: Wie bisher besteht das Angebot, Erdgas mit einem Anteil von (mindestens) 
10% an Biogas auszuschreiben. Jeder Teilnehmer hat vorab festzulegen, für welche Ab-
nahmestellen die Beschaffung von Bioerdgas erfolgen soll. Alles Weitere dazu finden Sie 
in Anlage 4. 

• Mehr- und Mindermengenregelung: Die Ausschreibung basiert auf jährlichen Abnahme-
mengen, die für jede Abnahmestelle einzeln prognostiziert werden. Die tatsächliche Ab-
nahmemenge weicht (zwangsläufig) davon ab. Die Mehr- und Mindermengenregelung 
regeln, für welche Korridor um die Prognose herum der angebotene Preis gilt. Bei Über-
oder Unterschreitung dieses Korridors entstehen für den Gaslieferanten in der Regel 
Mehrkosten, weil er fehlende Gasmengen kurzfristig am Spotmarkt zukaufen bzw. über-

schießende Mengen dort vermarkten muss. Diese Mehrkosten kann der Lieferant dem 
Abnehmer in Rechnung stellen. 
In Zeiten volatiler Energiemärkte bergen weite Korridore ein höheres wirtschaftliches Ri-

siko und waren 2022 ein maßgeblicher Grund für fehlende Angebote. Daher wird in der 
vorliegenden Ausschreibung dieser Korridor eng gefasst und liegt zwischen 95% bzw. 
105% der Verbrauchsprognose. 
Daher ist es ratsam, die Verbrauchsprognose so genau wie möglich vorzunehmen. 

• Losbildung: Wie bisher werden mehrere Lose nach technischen und/oder regionalen As-
pekten gebildet. 

• Der Angebotspreis ist der reine Energielieferpreis. Hinzu kommen insbesondere die 
Netznutzungsentgelte sowie die Steuern, Umlagen und sonstigen Abgaben. Durch Ab-
trennung der Netznutzungsentgelte wird den regional unterschiedlichen Gegebenheiten 
Rechnung getragen. Somit kann (wird) sich der Lieferpreis bei gleichem Angebot und Lie-
feranten je nach Verteilnetzbetreiber regional unterscheiden. 

• Zuschlagsentscheidung: Mit der Teilnahme bevollmächtigt jeder Teilnehmer die Kommu-
nalberatung mit der Erteilung des Zuschlags. Die Zuschlagserteilung erfolgt auf das wirt-
schaftlichste Angebot nach den jeweils festgelegten Zuschlagskriterien. Der Zuschlag ist 
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für alle Teilnehmer verbindlich. 
Die Entscheidung über den Zuschlag trifft ein Vergabegremium aus Vertretern der KB, 
des GStB sowie aus der Mitgliedschaft (noch einzurichten). 

• Zuschlagskriterien: Zuschlagskriterium ist ausschließlich der Angebotspreis, d.h. der 
reine Energielieferpreis (ohne Netznutzungsentgelte sowie die Steuern, Umlagen und 
sonstigen Abgaben). 

• Lieferpreis: Der Lieferpreis für 2024 und 2025 steht jeweils Anfang Dezember des Vorjah-
res fest. Er ist — wichtig — nicht identisch mit dem Angebotspreis! Denn zur Ermittlung 
des Lieferpreises wird der Angebotspreis an die tatsächliche Marktentwicklung ange-
passt. Bisher geschah dies auf Basis der Börsenpreise an zwei Terminen im Oktober und 
November, künftig für das Lieferjahr 2024 an rund 45 Terminen im Zeitraum Anfang Ok-
tober bis Ende November 2023) und für 2025 anhand eines ganzen Jahreszeitraums (Ok-
tober 2023 bis September 2024). Dadurch wird das Risiko, ein ungünstiges Marktumfeld 
mit hohem Börsenpreis zu „erwischen" deutlich verringert (Risikostreuung). Dieses Ver-
fahren betrifft nur den Arbeitspreis, nicht den Grundpreis. Hinzu kommen dann noch 
— wie oben geschildert — die Netznutzungsentgelte, Steuern und Umlagen. 

• Liefervertrag: Mit Erteilung des Zuschlags kommt für jeden einzelnen Teilnehmer der für 
das jeweilige Los ausgeschriebene Liefervertrag mit dem erfolgreichen Bieter des jeweili-
gen Loses zustande. Die Teilnehmer erhalten von der KB je eine Ausfertigung des so ab-
geschlossenen Erdgasliefervertrages. Der Liefervertrag muss nicht mehr unterzeichnet 
werden. 

3. Beauftragung und Bevollmächtigung der Kommunalberatung 

Rheinland-Pfalz GmbH (KB); Leistungen der KB 

Mit der Beauftragung und Bevollmächtigung übernimmt die Kommunalberatung Rheinland-
Pfalz GmbH (KB) anstelle jedes einzelnen Teilnehmers sämtliche Leistungen zur Vorberei-
tung, Konzeption und Durchführung der Ausschreibung sowie Zuschlagserteilung und damit 
Abschluss des jeweiligen Erdgasliefervertrages. 

Die Beauftragung und Bevollmächtigung erfolgen nach entsprechendem Ratsbeschluss unter 
Verwendung des vorgegebenen Vertragstextes, siehe unten unter 4. 

Die Leistungen der KB und der von ihr beauftragten Dienstleister decken im Wesentlichen 
das gleiche Spektrum ab wie bei den bisherigen Bündelausschreibungen. Sie umfassen die im 
Auftrag unter Ill. bzw. VI. gelisteten Aufgaben und Leistungen (siehe Anlage 1). Diese umfas-
sen im Wesentlichen 
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1. die Koordination und Durchführung des gesamten Ausschreibungsverfahrens namens 

und im Auftrag der Teilnehmer, 

2. die Erstellung und Veröffentlichung der vollständigen Vergabebekanntmachung auf 

Basis der dafür von den Teilnehmern freigegebenen Datengrundlage (Liste der Ab-

nahmestellen), 

3. die Sichtung und Wertung der Angebote, die Erstellung eines Ergebnisberichts und 

die Erteilung des für die Teilnehmer verbindlichen Zuschlags sowie 

4. die dementsprechende Ausfertigung der Lieferverträge. 

Nicht zu den Aufgaben gehört — wie bisher — die Kündigung der laufenden Verträge (soweit 

diese erforderlich sein sollte) sowie die Vertragskontrolle während der Laufzeit. Diese hat je-

der Teilnehmer eigenverantwortlich sicherzustellen. Eine diesbezügliche Erstberatung ist mit 

diesem Auftrag abgedeckt. Eine weitergehende rechtliche Beratung oder Begleitung im Ein-

zelfall ist dagegen nicht Bestandteil dieser Ausschreibung und wäre somit gesondert zu be-

auftragen und zu vergüten. 

4. Teilnahme an der Bündelausschreibung; Aufgaben und Pflich-

ten der Teilnehmer 

Die Aufgaben bzw. Pflichten der Teilnehmer an der gebündelten Ausschreibung bestehen im 

Wesentlichen darin: 

1. die Kommunalberatung mit der Durchführung der gebündelten Ausschreibung zu be-

auftragen und ihr alle dazu erforderlichen Vollmachten zu erteilen, 

2. das vereinbarte Entgelt zu zahlen, 

3. alle für die Durchführung der Ausschreibung erforderlichen Unterlagen, Informatio-

nen und Daten fristgerecht gemäß dem aus der Ausschreibungskonzeption ersichtli-

chen Zeitplan zur Verfügung zu stellen, insbesondere die vollständigen Angaben über 

sämtliche zu beliefernden Abnahmestellen sowie eine möglichst realistische Ver-

brauchsprognose gemäß dem Merkblatt zur Datenerfassung (Anlage 3; dazu gehört 

auch die Mitteilung über jegliche Änderungen während des Lieferzeitraums) sowie 

4. in eigener Verantwortung sicherzustellen, dass alle zu beliefernden Abnahmestellen 

zum 01.01.2024 vertragsfrei sind. Für eine evtl. erforderliche Kündigung ist jeder Teil-

nehmer selbst verantwortlich. 

Alle Teilnehmer verpflichten sich, das Ergebnis der Bündelausschreibung als für sich verbind-

lich anzuerkennen und verpflichten sich zur Abnahme von dem Lieferanten, der den Zu-

schlag erhält, für die Dauer der eingegangenen Vertragslaufzeit. 
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Zu 1. Beauftragung 

Frist für die Teilnahme an dieser Bündelausschreibung ist 

16. Juni 2023 

Für die Beauftragung und Bevollmächtigung erfolgt ausschließlich anhand der vorgegebenen 

Formblätter. 

Vollständig vorzulegen bzw. zu erledigen sind bis zur o. g. Frist: 

1. die verbindliche, unterzeichnete und gesiegelte Beauftragung, die auch alle notwen-

digen Vollmachten enthält (Anlage 1); 

2. die unterschriebene und gesiegelten Vollmacht zur Geschäftsdatenabfrage des zu-

künftigen Lieferanten gegenüber dem Netzbetreiber (Anlage 2). 

3. die vollständige Angabe der Kontakt- und Vertragsdaten über folgendes Online-Tool 

https://www.umfrageonline.com/c/wjhk4fer 

Das Entgelt besteht aus einem Grundentgelt für bis zu 4 Abnahmestellen je Teilnehmer so-

wie einem Zuschlag für jede 5. und weitere Abnahmestelle je Teilnehmer. 

Das Grundentgelt beträgt 250,00 Euro je Teilnehmer (Kommune, EigB, AöR, ZwV) 

Der Zuschlag beträgt 15,00 Euro je Abnahmestelle ab der 5. Abnahmestelle 

Zu 3. Datenerfassung 

Die Datenerfassung unterscheidet sich danach, ob bereits der Teilnehmer an der im Jahr 

2022 durchgeführten 3. Bündelausschreibung Erdgas teilgenommen hat oder nicht. 

Für alle Teilnehmer gilt: 

Anders als bisher kann die Datenerfassung bzw. der Abgleich der Daten über die Abnahme-

stellen und prognostizierten Verbräuche bereits im Vorgriff zur Beschlussfassung im Rat bzw. 

zur Auftragserteilung erfolgen. Damit kann Zeit gewonnen werden, erfordert aber zugleich, 

dass die insoweit vorläufigen Angaben nach der Beschlussfassung bzw. Auftragserteilung 

nochmals bestätigt oder ggf. angepasst werden müssen. Die Verantwortlichkeit hierfür liegt 

bei den einzelnen Teilnehmern, d. h. diese sind dafür letztverantwortlich, dass alle zur Aus-

schreibung vorgesehenen Abnahmestellen korrekt und verbindlich in der Liste der Abnahme-

stellen, die der zur Erstellung der Vergabeunterlagen dient, erfasst werden und der Kommu-

nalberatung übermittelt werden. 

Im Zuge des Datenabgleichs wird dann auch nochmal abgefragt, für welche Abnahmestellen 

Normalgas oder Bioerdgas beschafft werden soll. 

Sollte im Einzelfall die Laufzeit einzelner Verträge noch bis Ende 2024 laufen, können auch 

solche Abnahmestellen im Ausnahmefall mit in diese Ausschreibung aufgenommen werden. 

Dazu ist in der Kontrollliste als Lieferbeginn der 01.01.2025 einzutragen. 
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Alle Teilnehmer haben die Liste der Abnahmestellen mit allen erforderlichen Angaben ab-

schließend und verbindlich freizugeben; Frist hierfür ist der 10. Juli 2023. 

Wichtig: Sollten Sie in dem Zeitraum bis zum 10. Juni bzw. bei späterer Auftragserteilung bis 

zum 20. Juni keine Kontrollliste erhalten haben, melden Sie sich bitte umgehend bei der Teil-

nehmerverwaltung (Kontaktdaten ganz am Ende). 

Besonderheiten für Altteilnehmer: 

Die Teilnehmer der 3. Bündelausschreibung Erdgas erhalten nach der Auftragserteilung per 

E-Mail eine Aufstellung der bereits registrierten Abnahmestellen, für die im Sommer 2022 

kein Angebot eingegangen war (1. Kontrollliste). Der Teilnehmer ist verpflichtet, diese Liste 

zu überprüfen auf Richtigkeit und Vollständigkeit, auch in Bezug auf ggf. neu hinzugekom-

mene bzw. weggefallenen Abnahmestellen. 

Besonderheiten für Neuteilnehmer: 

Während die Datenerfassung für die Teilnehmer an der 3. Bündelausschreibung im Wesentli-

chen auf Grundlage der bereits vorliegenden Rechnungsdaten erfolgen kann, müssen die Da-

ten aller Neuteilnehmer erstmals neu erfasst werden; siehe hierzu ausführlich das Merkblatt 

Anlage 3). Auch die Neuteilnehmer erhalten nach der Datenerfassung eine Kontrollliste, die 

wie oben beschrieben abschließend und verbindlich freizugeben ist. 

Zu 4. Rechtzeitige Kündigung der laufenden Verträge 

In diese Ausschreibung können ausschließlich vertragsfreie Abnahmestellen aufgenom-
men werden. 

Nicht zu den Aufgaben gehört — wie bisher — die Kündigung der laufenden Verträge (so-

weit diese erforderlich sein sollte). Jeder Teilnehmer an dieser gebündelten Ausschreibung 

hat eigenverantwortlich sicherzustellen, dass die von ihm ihn die Ausschreibung einge-
brachten Abnahmestellen zum 01.01.2024 vertragsfrei sind und die dafür ggf. notwendi-

gen Kündigungen selbst fristgerecht zu veranlassen. 

Eine diesbezügliche Erstberatung ist mit diesem Auftrag abgedeckt. Eine weitergehende 

rechtliche Beratung oder Begleitung im Einzelfall ist dagegen nicht Bestandteil dieser Aus-

schreibung und wäre somit gesondert zu beauftragen und zu vergüten. 
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Abweichend von den bisherigen Verfahren wird das Verfahren wird als offenes Verfahren 

durchgeführt (daher kein vorgeschalteter Teilnahmewettbewerb). Die Datenerfassung kann 

(und soll) bereits im Vorgriff zur Beschlussfassung über die Beauftragung erfolgen. 

April 2023 

bis spät. 16. Juni 

bis spät. Ende Juni 

Information der Kommunen und Bereitstellung aller Unterlagen, 

die für die Beauftragung der Kommunalberatung erforderlich 

sind. 

Verbindliche Beauftragung und Bevollmächtigung der Kommunal-

beratung nach vorheriger Beschlussfassung. 

Datenerfassung: Erstellung und Abgleich der Liste der Abnahme-

stellen; Finale Festlegung, für welche Abnahmestellen Bioerdgas 
beschafft werden soll. 

bis spät. 10. Juli 2023 Freigabe der jeweiligen Liste der Abnahmestellen durch jeden 

einzelnen Teilnehmer. 

21. Juli 2023 Spät. Termin für eine Entscheidung über einen Stopp des Aus-

schreibungsverfahrens aufgrund schädlicher Entwicklungen auf 

den Energiemärkten. 

24. Juli 2023 Absendung der Vergabebekanntmachung an das Amtsblatt S der 

Europäischen Union mit der Aufforderung zur Angebotsabgabe 

24. August 2023 Angebotsfrist gemäß § 15 VgV (offenes Verfahren) 

11.00 Uhr Öffnung der Angebote 

bis B. Sept. 2023 Auswertung der Angebote und Erstellung des Ergebnisberichts 

15. Sept. 2023 Entscheidung über den zu erteilenden Zuschlag 

bis 18. Sept. 2023 Information der nicht berücksichtigten Bieter 

29. Sept. 2023 Erteilung des Zuschlags 

2. Okt. 2023 Ende der Zuschlags- und Bindefrist 

30. Okt. 2023 Bekanntmachung über vergebenen Auftrag gemäß § 39VgV 

Okt./ Nov. 2023 Maßgeblicher Zeitraum für die Preisbildung für 2024 

1. Jan 2024, 6.00 h Lieferbeginn 

Okt. 2023 bis Spt. Maßgeblicher Zeitraum für die Preisbildung für 2025 
2024 

1. Jan. 2026, 6.00 h Ende der Vertragslaufzeit 
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6. Kontaktdaten 

Zentrale E-Mail-Adresse für diese Bündelausschreibung 

Energiebeschaffung@kb-rlp.de 

Direkte Ansprechpartner 

In allen Grundsatzfragen: 

Dr. Thomas Rätz, Gemeinde- und Städtebund Rheinland-Pfalz 

06131 2398 127 0172 8466979 traetz@gstbrp.de 

Auftrags- und Teilnehmerverwaltung und Entgeltzahlungen 

Frau Angelique Schaffner, Kommunalberatung RP 

06131 2398 185 E-Mail über zentrales Postfach, s. o. 

Ko
y  

} 11 
m~ m u uy~al ■ 1 , 
ib e a t  g Rheinland-Pfalz GmbH 

In allen energiewirtschaftlichen und technischen Fragen 

(insbesondere Abnahmestellen, Beschaffungsverfahren und Preisbildung) 
Carsten Michael, switch.on energy + engineering gmbh 

05242 18215 84 daten@switch-on.de 

Vergaberecht, Vergabeverfahren 

Simon Layher, Gemeinde- und Städtebund Rheinland-Pfalz 
06131 2398 185 slayher@gstbrp.de 
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Anlage 4 

Bündelausschreibung Erdgas 2024/25 

- Merkblatt Bioerdgas 

1. Allgemeines und Grundsätze 

• Aufgrund besonderer Anforderungen, z.B. aus dem Gebäudeenergiegesetz, besteht im 

Einzelfall Bedarf und Nachfrage nach Erdgas, dem eine Mindestanteil an Gas aus bioge-

ner Quelle beigemischt ist (sog. Biogas aus Biogasanlagen, in der Regel Methan). 

Dieses Gasgemisch wird als Bioerdgas bezeichnet. 

• Daher wird auch in dieser Ausschreibung wieder ein Bioerdgas-Los gebildet. Es beinhal-

tet die Lieferung von Erdgas mit einem Anteil von (mindestens) 10% an Biogas. 

• Sollte im Einzelfall Bedarf nach der Lieferung von Erdgas mit einem höheren Mindestan-

teil an Biogas bestehen, bitten wir das zeitnah an unseren Dienstleister switch.on mitzu-

teilen über daten@switch-on.de. Hier ist dann je nach Nachfrage zu entscheiden, wie aus 
diesem Bedarf Lose gebildet werden können. 

z. Besondere Anforderungen an den Biogas-Anteil und an die Zertifizierung 

• Als Biogas wird definiert jedes Gas, das durch anaerobe Vergärung von Biomasse im 

Sinne von § 2 und § 3 der Verordnung über die Erzeugung von Strom aus Biomasse (Bio-

masseverordnung - BiomasseV) gewonnen wird. 

• Solches Biogas ("Biomethan") oder sonstige gasförmige Biomasse kann nach einer ent-

sprechenden Aufbereitung in das Erdgasnetz eingespeist werden. Das danach aus einem 

Gasnetz entnommene Gas gilt dann als Bioerdgas (oft auch als Biomethan bezeichnet), 

wenn und soweit der geforderte Mindestanteil bezogen auf die Gesamtmenge des ent-

nommenen Bioerdgases im Wärmeäquivalent der Menge von Gas aus Biomasse über ei-

nen Bilanzzeitraum von einem Jahr entspricht, das an anderer Stelle in das Gasnetz ein-

gespeist worden ist und wenn für den gesamten Transport und Vertrieb des Bioerdgases 

von seiner Herstellung, seiner Einspeisung in das Erdgasnetz und seinem Transport im 

Erdgasnetz bis zu seiner Entnahme aus dem Erdgasnetz Massenbilanzsysteme verwendet 

worden sind, die den Anforderungen des Erneuerbare-Energien-Gesetzes und seiner 

Durchführungsverordnungen genügen. 

• Das Bioerdgas erfüllt zusätzlich die Anforderungen des Gesetzes zur Einsparung von 

Energie und zur Nutzung erneuerbarer Energien zur Wärme- und Kälteerzeugung in Ge-

bäuden (Gebäudeenergiegesetz — GEG) vom 08.August 2020 (BGBl. I S. 1728). 
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Anlage 4 

• Es hat eine zeitlich bilanzierte Lieferung von Biogas zu erfolgen, d.h. die Energiebilanz 

von erzeugtem und geliefertem Biogas muss innerhalb eines Kalenderjahres insgesamt 

ausgeglichen sein. 

• Der Lieferant von Bioerdgas hat auf eigene Kosten für jedes Kalenderjahr dem Auftragge-

ber bis zum 30. Juni des auf das Kalenderjahr folgenden Jahres einen Nachweis über die 

Erfüllung der Anforderungen an das gelieferte Biogas unaufgefordert zu erbringen. Die 

Zertifizierung muss durch eine staatlich anerkannte Technische Überwachungsorganisa-

tion (TÜO), einen nach dem europäischen Eco-Management and Audit Scheme (EMAS) 
akkreditierten Umweltgutachter oder einen gleichermaßen geeigneten Gutachter erfol-

gen. 

3. Mehrkosten 

• Wie jedes Erdgas unterliegt der Marktpreis auch von Bioerdgas grundsätzlich den glei-

chen allgemeinen Marktgesetzen (insbesondere im Verhältnis von Angebot und Nach-

frage). 

• Bisher (d.h. bis 2021) war Biogas bereits in der Herstellung bzw. wegen der erforderli-

chen Zertifizierung in aller Regel deutlich teurer als fossiles Erdgas z.B. aus Russland. 

Diese Preisrelation hat sich bekanntlich verändert. Allerdings haben sich auch die Her-

stellungskosten für Biogas wegen auch gestiegener Substratpreise z.T. deutlich erhöht. 

• Aktuell (Ende April 2023) verlangt der Markt bei Privathaushalten Aufschläge für Biogas 

in Höhe von etwa 0,5 bis 1 ct/kWh (z.B. Check24.de). Aber auch diese Aufschläge sind 

volatil geworden, so dass eine Abschätzung bzw. Prognose der tatsächlichen Lieferkosten 

aufgrund der nicht vorhersehbaren Marktsituation faktisch nicht möglich ist. 
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„Kyllpark — 10. Änderung,Teilbereich Wohnmobilstellplätze und Veranstaltungsfläche” 

I. EINLEITUNG 

1.1 Anlass und Ziel der Planaufstellung 

Mit Ausnahme einer Anlage mit sechs Stellplätzen verfügt die Ortsgemeinde Stadtkyll bislang über keinen 
leistungsfähigen und attraktiven Wohnmobilstandort, obwohl diesbezüglich seit Jahren eine hohe Nachfrage 
besteht. Der Ortsgemeinderat Stadtkyll hatte sich in der Vergangenheit bereits mehrfach mit der Auswei-
sung eines attraktiven Standplatzes im Bereich der „Kyllgärten" beschäftigt. Neben der bislang einmal jährli-
chen Nutzung als Kirmes- bzw. Festplatz besteht hier die Möglichkeit, eine ganzjährige Nutzung als naturna-
her Wohnmobilstellplatz und eine weitere touristische Aufwertung für den Luftkurort Stadtkyll zu gewähr-
leisten. 
Der gewählte Planbereich liegt innerhalb der seit 1982 rechtskräftigen 5. Änderung des Bebauungsplans Kyll-
park, welcher in jener Fassung das jetzige Plangebiet als private Grünfläche festsetzt. Um die Errichtung ei-
nes Wohnmobilstellplatzes (bauliche Anlage) realisieren zu können, ist die Änderung des Bebauungsplans 
zugunsten eines der Erholung dienenden Sondergebiets erforderlich, womit sich die bisherigen Festsetzun-
gen im vorliegenden Geltungsbereich aufgehoben werden. 

Die Bebauungsplanung sieht vor, durch die Ausweisung eines Sondergebiets die planungsrechtlichen Voraus-
setzungen für einen Wohnmobilstellplatz mit rund 25 Stellplätzen zu je 65 m2, zentral unterteilt in eine 5 m 
breite Zufahrt (Brandgasse), zu schaffen. Beabsichtigt ist die Herstellung einer offenporigen Freifläche mit 
randlicher Eingrünung, Baumpflanzungen und ggf. technischen Anschlussmöglichkeiten ohne tiefere Boden-
eingriffe oder Veränderungen des gegebenen Reliefs. Letzteres erscheint insbesondere aufgrund Lage des 
Plangebiets in einem Überschwemmungsgebiet erforderlich. 

Die Planung wird gemäß § I 3 BauGB im vereinfachtere Verfahren und somit ohne Umweltbericht und 
Durchführung der Eingriffs-/ Ausgleichsregelung durchgeführt. 

1.2 Räumlicher Geltungsbereich 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans „Kyllpark — 10. Änderung, Teilbereich Wohnmobilstellplätze und 
Veranstaltungsfläche", Gemarkung Stadtkyll, Flur 6 umfasst mit rund 3.340 m2 die Flurstücke 59, 60, 61 und 
199/2 tlw. (Auszug aus den Geobasisinformationen, Stand Il. Quartal 2023). Die genaue Abgrenzung ist der 
Planunterlage zu entnehmen. 

Das ebene Gelände grenzt südwestlich an den Festplatz und wird durch eine Zufahrt über die Gartenstraße 
erschlossen. Zudem bestehen fußläufige Verbindungen über Brücken in Richtung Kyllpark und zum Ortszen-
trum. 

1.3 Übergeordnete und sonstige Planungsvorgaben 

• Landes- und Regionalplanung 

Das Landesentwicklungsprogramm (LEP IV, 2008) enthält für den vorliegenden Planungsraum insbesondere 
die nachstehenden übergeordneten Ziele und Leitbilder, welche in den regionalen Raumordnungsplänen je-
weils konkretisiert und/ oder bereits gesichert sind. Demnach liegt das Plangebiet in einem landesweit be-
deutsamen Bereich für Erholung und Tourismus (Z 134), wobei das Kylltal auf gesamter Länge einen Raum 
mit landesweiter Bedeutung für Erholung und Landschaftserlebnis (Nr. 21 der Anlage I; landschaftliche Leit-
struktur der Eifel) und im Hinblick auf Arten und Lebensräume in einem landesweiten Biotopverbund (Z 98; 
Verbindungsfläche Gewässer) darstellt wird. 

Nach den Vorgaben des rechtsverbindlichen Regionalen Raumordnungsplans (ROPI) geht das Plangebiet 
selbst in der Darstellung „Offenzuhaltendes Wiesental" (Ziel 5.3.3.4) auf, womit sich die Freihaltung topo-
grafischer, klimatischer, ökologischer und ästhetisch bedeutsamer Elemente verbindet. Großräumig liegt es in 
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„Kyllpark — 10. Änderung,Teilbereich Wohnmobilstellplätze und Veranstaltungsfläche” 

einem Vorranggebiet für Erholung. Diese Gebiete sind aufgrund ihrer landschaftlichen Schönheit und klimati-
schen Gunst für die Erholung besonders geeignet. Bei allen raumbedeutsamen Maßnahmen ist darauf zu ach-
ten, dass Naturhaushalt und Landschaftsbild als natürlich Eignungsgrundlagen dieser Gebiete erhalten blei-
ben bzw. nach Möglichkeit verbessert werden (Kap. 5.2.1 ROPI). Das Plangebiet liegt ferner in einem 
Schwerpunktbereich der weiteren Fremdenverkehrsentwicklung und dem Unterzentrum Stadtkyll wird 
hierzu neben „Infrastruktur-intensiver Fremdenverkehr" die besonderen Funktionen/ Eigenentwicklung Er-
holung,Wohnen und Gewerbe zugewiesen. 

Die planungsrechtlichen Festsetzungen dieser Bebauungsplanung nehmen auf die vorgenannten Grundsätze 
und Ziele der Landesplanung und Raumordnung Bezug und erfüllen somit das Anpassungsgebot gem. § I Abs. 
4 BauGB. 

• Flächennutzungs- und Landschaftsplan 

Der Flächennutzungsplan (FNP, 2009) der ehemaligen Verbandsgemeinde Obere Kyll stellt das Plangebiet der 
OG Stadtkyll als Gemeinbedarfsfläche mit der Zweckbestimmung Festplatz dar. Dieses grenzt unmittelbar 
nördlich und östlich an den Gewässerverlauf der Kyll und geht im Norden und Osten in eine Grünfläche 
mit Überlagerung „Überschwemmungsgebiet" über. Sonstige, die Planung betreffende Darstellungen, enthält 
der FNP nicht. 

Der Bebauungsplan entspricht somit nicht den Darstellungen des derzeit in Fortschreibung befindlichen 
FNP so dass er gemäß § 8 Abs. 3 BauGB im laufenden, sog. Parallelverfahren aufgestellt wird. 

2. PLANINHALT UND FESTSETZUNGEN 

2.1 Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. I Nr. I BauGB i.V.m. §§ I bis I I BauNVO) 

• Zur Art der baulichen Nutzung wird ein Sondergebiet der Erholung mit Zweckbestimmung „Wohnmobil-
stellplatz" gemäß § 10 Abs. 2 Bau NVO festgesetzt. 

• Der Wohnmobilstellplatz dient zu Zwecken der Erholung der Errichtung von Standplätzen gemäß § I Abs. 
6 der Camping- und Wochenendp►atzverordnung Rheinland-Pfalz (CPIV), welche Bestandteil dieses Bebau-
ungsplans ist.Wochenendplätze (§ I Abs. 3 Nr. 3 CPIV) sowie Kleinwochenendhäusern (§ I Abs. 3 Nr. 5 a, b 
CPIV) sind nicht zulässig. 

• Die Größe der Standplätze richtet sich nach Regelungen des § 3 Abs. I und 2 CPIV, deren Zufahrten und 
Ausstattung insoweit nach §§ 2, 4, 5, 6 und 7 CPIV. 

Während sich der Kanon der Zulässigkeiten vorrangig nach der Camping- und Wochenendplatzverordnung 
richtet, sind die Ausschlüsse der Lage in einem Überschwemmungsgebiet geschuldet. Um jederzeit auf dro-
hende Überflutungen reagieren zu können, sind nicht ortsveränderliche bauliche Anlagen daher unzulässig. 

2.2 Bauliche und technische Maßnahmen zur Vermeidung und Verringerung von Hochwasserschä-
den (§ 9 Abs. I Nr. 16c BauGB i.V.m. §§ 78 ff.WHG und §§ 84 ff. LWG) 

• Der Wohnmobilstellplatz liegt in einem ausgewiesenen Überschwemmungsgebiet HQioo und berührt ent-
lang seiner südlichen Grenze zudem den Abschlussbereich eines Gewässers II.Ordnung. Bei sich ankündi-
gendem Hochwasser ist der Platz umgehend zu räumen und die Fahrzeuge sind aus dem Überschwem-
mungsgebiet zu entfernen. 
Aufschüttungen oder Geländemodellierungen, welche einen Verlust von Rückhalteraum (Retentionsvolu-
men) bedingen, sind nicht zulässig. 

5 



„Kyllpark — 10. Änderung,Teilbereich Wohnmobilstellplätze und Veranstaltungsfläche” 

Gemäß § 4 Abs. I und 2 der Verordnung zur Feststellung des Überschwemmungsgebiets an der Kyll ( 10/ 
2007; https://hochwassermanagement.rip-umwelt.de) sind bauliche Anlagen, bzw. die Ausweisung neuer Bau-
gebiete im Überschwemmungsgebiet verboten. Die SGD Nord als obere Wasserbehörde kann unter den 
erforderlichen Bedingungen unter Auflagen von jenen Verboten Ausnahmen zulassen, wenn im Einzelfall das 
Vorhaben u.a. die Hochwasserrückhaltung nicht oder nur unwesentlich beeinträchtigt oder den Wasserstand 
und den Abfluss bei Hochwasser nicht nachteilig verändert. 
Der Wohnmobilstellplatz beeinträchtigt aufgrund seiner Gestaltung weder das Überschwemmungsgebiet 
noch sind ein Gefährdung von Leben, erhebliche Gesundheits- oder Sachschäden zu erwarten. Fahrzeuge 
können rechtzeitig entfernt werden. Retentionsraum oder Abflussverhalten des Hochwassers werden nicht 
eingeschränkt. Weiterhin grenzt das neu auszuweisende Gebiet unmittelbar an ein bestehendes Baugebiet 
und nachteilige Auswirkungen auf Oberlieger und Unterlieger sind nicht zu erwarten. 

2.3 Maßnahmen und Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft (§ 9Abs. 1 Nr. 20 i.V.m.Abs. I Nr. 15, 25a BauGB) 

• Die Standplätze sind randlich innerhalb eines mind. 3 m breiten Grünstreifens mittels geeigneter, standort-
bzw. klimagerechter Bäume heimischer Arten in einem Mindestabstand von 12 m zu bepflanzen. Die Bäu-
me sind dauerhaft zu erhalten;Abgang ist entsprechend zu ersetzen. 

Die getroffenen grünordnerischen Festsetzungen bilden die Grundlage für eine orts- und landschaftsbild-
schonende Eingliederung der Anlage in die Umgebung. Neben gestalterischen Aspekten spenden insbeson-
dere Bäume Schatten, sorgen für ein angenehmes Mikroklima und bieten zahlreichen Arten ein Habitat. 

2.4 Auf Landesrecht beruhende Festsetzungen (§ 88 LBO i.V.m. § 9 Abs. 4 BauGB) 

• Hinsichtlich der Gestaltung und Ausstattung des Wohnmobilstellplatzes gelten für Art und Betrieb die Be-
stimmungen der CPIV als verbindlich festgesetzt (§ 88 Abs. I Nr. 3 LBauO). 

• Einfriedungen (als bauliche Anlagen aus Holz und Metall) und Abgrenzungen (Steine, Platten, optische Mar-
kierungen) nach § 12 LBauO sind zur Abgrenzung einzelner Funktionsbereiche zulässig. Einfriedungen dür-
fen jedoch nicht als massive Mauer errichtet werden. Die §§ 5 und 17 LBauO gelten entsprechend (§ 88 
Abs. I Nr.3 LBauO). 

• Zuwegungen innerhalb der Anlage sind nur in Form von offenporigen bzw. versickerungsfähigen Materiali-
en, wie z.B. Split, Schotter bzw. Schotterrasen, wassergebundene Decke oder Rasengittersteinen zulässig (§ 
88 Abs. I Nr. 3 LBauO). 

Bauordnungsrechtliche Festsetzungen sind notwendig, um auch ortsfeste bauliche Anlagen gemäß einschlägi-
ger Planungsgrundlagen in Erscheinung und Funktion möglichst zurückhaltend in den Naturraum zu integrie-
ren (§ I Abs. 6 Nr. 5 BauGB). Dies gilt im Zusammenhang mit einer geringen Bodenversiegelung für Ver-
kehrsflächen zugunsten der lokalen Regenwasserversickerung. 

3. NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN UND HINWEISE 

• Denkmalschutz 

Aus denkmalschutzfachlicher Sicht bestehen im unmittelbaren Plangebiet keine bekannten Nutzungsregelun-
gen für archäologische oder kulturgeschichtliche Denkmäler und Funde. Bei der Ausführung von flächigen 
oder größeren Erdarbeiten bzw. Eingriffen in den Boden sind jedoch Funde (§ 16 DSchPfIG), die auf kultur-
geschichtlich bedeutsame Denkmäler schließen lassen, anzuzeigen (§ 17 DSchPfIG). In diesem Fall ist für ei-
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nen Vorhabenträger die Pflicht verbunden, die Fundstelle in unverändertem Zustand zu erhalten und vor 
Gefahren zu schützen (§ 18 DSchPflG). 
Der Beginn der Erdarbeiten ist rechtzeitig (mind. 4 Wochen vorher) anzuzeigen (erdgeschichte@gdke.rlp.-
de), damit die Vorplanung einer Dokumentation und Bergung der erdgeschichtlich relevanten Funde und 
Befunde anlaufen kann. Deren fachgerechte Untersuchung und Dokumentation muss vor Baubeginn und 
während der Bauarbeiten ermöglicht werden. Dadurch sind ggf. auch zeitliche Verzögerungen einzukalkulie-
ren. Im Falle größerer Bergungen werden entsprechende Absprachen getroffen. 
Die örtlich beauftragten Firmen sind entsprechend in Kenntnis zu setzen. Etwa zu Tage kommende Fossil-
funde etc. unterliegen gemäß §§ 16-21 DSchG der Meldepflicht an die Generaldirektion Kulturelles Erbe, 
Direktion Landesarchäologie/ Erdgeschichtliche Denkmalpflege, Niederberger Höhe I, 56077 Koblenz, 
0261/6675-3032. Die finanzielle Beteiligung des Bauträgers richtet sich nach § 21 Abs. 3 DSchG. 
Sollten bei Erdarbeiten, Bau- oder Abbrucharbeiten prähistorische oder historische Gegenstände (bewegli-
che oder unbewegliche), von denen bei ihrer Entdeckung anzunehmen ist, dass sie Kulturdenkmäler sind 
oder als solche gelten, gefunden werden, oder Flurdenkmäler durch die Baumaßnahme betroffen sein, ist 
dies unverzüglich der Denkmalfachbehörde (Generaldirektion Kulturelles Erbe RLP, Direktion Landesar-
chäologie, Rheinisches Landesmuseum, 0651/9774-0, landesmuseum-trier@gdke.rlp.de) mündlich oder 
schriftlich anzuzeigen. Dies kann auch bei der Unteren Denkmalschutzbehörde, KV Vulkaneifel oder VGV 
Gerolstein erfolgen. Anzeigepflichtig sind der Finder, der Eigentümer des Grundstücks, sonstige über das 
Grundstück Verfügungsberechtigte und der Leiter der Arbeiten, bei deren Durchführung der Fund entdeckt 
wurde; die Anzeige durch eine dieser Personen befreit die Übrigen. 

• Bodenschutz, Geologie 

Eine konkrete Belastung durch Altablagerungen und Kampfmittel im Plangebiet ist nicht bekannt. Dennoch 
ist das Vorhandensein von nicht registrierten Altablagerungen nicht auszuschließen. Sollten im Zuge von 
Baumaßnahmen Abfälle (Bauschutt, Hausmüll) oder sonstige Auffälligkeiten (geruchlich, visuell) festgestellt 
werden, so ist die SGD Nord, Regional stelle Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft, Bodenschutz Trier, umgehend 
zu informieren. 
Es ist sicherzustellen, dass keine Beeinträchtigungen der Bodenfunktionen vorliegen, die geeignet sind, Ge-
fahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche Belästigungen für den Einzelnen oder die Allgemeinheit herbei-
zuführen (§ 2 Abs. 3 Bodenschutzgesetz). Ferner ist die generelle Bebaubarke!t, die Anforderungen an gesun-
de Wohn- und Arbeitsverhältnisse sowie die Belange des Umweltschutzes im Sinne des § I BauGB zu ge-
währleisten (Erlass zur Berücksichtigung von Fläche mit Bodenbelastungen, insbesondere Altlasten, bei der 
Bauleitplanung und im Baugenehmigungsverfahren). 
Anfallende Bodenaushub- und Bauschuttmassen sind entsprechend den abfall- und bodenschutzrechtlichen 
Bestimmungen ordnungsgemäß und schadlos zu verwerten bzw. zu entsorgen. Gefährliche Abfälle, z.B. schad-
stoffbelasteter Erdaushub sind der Sonderabfall-Management-Gesellschaft Rheinland-Pfalz mbH (SAM mbH) 
zur Entsorgung anzudienen. 

Zum Schutze des (Mutter-)Bodens sind die Vorgaben des § 202 BauGB i.V.m. der DIN 18915 sowie aus in-
genieurgeologischer Sicht weitere Anforderungen an den Baugrund (DIN 1973 I, 4020, 4124, DIN EN 1997-
1 und -2) zu beachten. Die Erstellung eines Baugrundgutachtens einschließlich der Prüfung der Hangstabilität 
wird dringend empfohlen. Bei Gründungs- und Bodenarbeiten wird die Einholung eines Boden- und hydro-
logischen Gutachtens (DIN 1054) bzw. die Durchführung von Geländeuntersuchungen empfohlen. 

• Naturschutz 

Das Plangebiet liegt im Geltungsbereich des insgesamt ca. 405 km2 großen Landschaftsschutzgebietes (LSG, 
gem. § 20 LNatSchG) "Naturpark Nordeifel, Teilgebiet Landkreis Prüm" (Schutzzone NTP-072-001). Mit der 
Schutzgebietsverordnung soll in diesem Gebiet "die Erhaltung eines ausgewogenen Naturhaushaltes, die Be-
wahrung und Pflege der Eigenart und Schönheit des Landschaftsbildes, die nachhaltige Sicherung des Erho-
lungswertes und die Verhinderung und Beseitigung von Landschaftsschäden" bewirkt werden. 
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Auf die zu beachtenden artenschutzrechtlichen Schutzvorschriften nach § 44 Abs. I BNatSchG wird verwie-
sen. Demnach ist es verboten, wildlebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu 
fangen, zu verletzen oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu beschädi-
gen oder zu zerstören, wild lebenden Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogelarten 
auch während der Fortpflanzungs-,Aufzucht-, Mauser- Uberwinterungs- und Wanderungszeiten erheblich zu 
stören (Verschlechterung des Erhaltungszustands der lokalen Population einer Art). 

• Elektrizitätsversorgung 

Für ggf. vorhandene 0,4- und 20-kV-Kabel ist ein Schutzstreifen von 1,0 m Breite (0,5 m Breite beiderseits 
der Leitungsachse) freizuhalten, in dem eine Bebauung, das Anpflanzen von tiefwurzelndem Gehölz und 
sonstige leitungsgefährdende Maßnahmen untersagt sind. Anpflanzungen sind mit dem Versorger abzustim-
men. Die Abstände von den vorgesehenen Bepflanzungen zu geplanten/vorhandenen Leitungen sind gemäß 
den VDE-Bestimmungen und dem "Merkblatt über Baumstandorte und unterirdische Ver- und Entsorgungs-
anlagen" einzuhalten. Eine Änderung/ Erweiterung der Straßenbeleuchtungsanlage ist voraussichtlich nicht 
erforderlich. 

4. VERWIRKLICHUNG UND AUSWIRKUNGEN DER PLANUNG 

4.1 Planungsrecht 

Das Bebauungsplanverfahren wird gemäß § I 3 BauGB im beschleunigten Verfahren durchgeführt (Bebau-
ungspläne der Innenentwicklung), sodass von der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4, von einem Umweltbericht 
nach § 2a, von der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 sowie von der zusammenfassenden Erklärung nach § 6a 
Abs. I und § I 0 Abs. I abgesehen wird. Ebenso ist § 4c (Überwachung/ Monitoring) nicht anzuwenden. Das 
Planvorhaben unterschreitet deutlich die zulässige Baufläche von 20.000 mz und steht in keinem sachlichen, 
räumlichen oder zeitlichen Zusammenhang mit anderen Bebauungsplänen. 

Des Weiteren bestehen keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § I Abs. 6 Nr. 7b genannten 
Schutzgüter sowie dafür, dass bei der Planung Pflichten zur Vermeidung oder Begrenzung der Auswirkungen 
von schweren Unfällen nach § 50 Satz I des BlmSchG zu beachten sind. 

Eine Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) besteht gemäß § 17 Abs. I UVPG 
für den Bebauungsplan nicht. Es handelt sich hier um ein bauplanungsrechtliches Vorhaben (städtebauliches 
Vorhaben), das die in der Anlage I zum UVPG genannten Schwellenwerte (Größen-/ Leistungswerte; gem. § 
19 BauNVO) unterschreitet. Es löst somit weder die Verpflichtung zur Durchführung einer allgemeinen, 
noch standortbezogenen Vorprüfung aus. 

4.2 Bodenordnung 

Ein Umlegungsverfahren im Sinne von §§ 45 ff. bzw. 80 ff. BauGB ist nicht erforderlich. Entschädigungsan-
sprüche nach §§ 39 ff. BauGB werden nicht ausgelöst. 

4.2 Ver- und Entsorgung 

Das Plangebiet ist von stadttechnischen Medien nur bedingt erschlossen. In der Gartenstraße liegt eine 
Trinkwasserleitung, ein Schmutzwassersammler sowie ein Niederspannungsnetz. Für die konkrete Ausgestal-
tung des Wohnmobilstandorts eignet sich die Planungshilfe „Reisemobilstellplätze in Deutschland", Deut-
scher Tourismusverband e.V. (DTV). 
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4.3 Kosten und Folgeinvestitionen 

Im Zuge der Baureifmachung des Gebiets entstehen Kosten u.a. für ingenieurtechnische Planungen sowie für 
Erschließungsmaßnahmen.Weitere kommunale Folgeinvestitionen sind nicht zu erwarten. 

5. ANLAGEN 

5.1 Rechtsgrundlagen (in der jeweils zum Aufstellungsbeschluss geltenden Fassung) 

Baugesetzbuch (BauGB) i.d.F. der Bek. vom 3.1 1.2017 (BGBl. I S. 3634) 

Baunutzungsverordnung (BauNVO) i.d.F. der Bek. vom 21.1 1.2017 (BGBl. I S. 3786) 

Planzeichenverordnung (PIanZV) vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 1 S. 58) 

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) i.d.F der Bek. vom 18.3.2021 (BGBl. I S. 540) 

Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) vom 29.7.2009 (BGBl. 15.2542) 

Bundes-Immissionsschutzgesetz (BlmSchG) i.d.F. der Bek. vom 17.5.2013 (BGBl. I S. 1274; 2021 1 S. 123) 

Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) vom 17.3.1998 (BGBl. I S. 502) 

Wasserhaushaltsgesetz (WHG) vom 31.7.2009 (BGBl. I S. 2585) 

Gemeindeordnung Rheinland-Pfalz i.d.F der Bek. vom 31.1.1994 (GVBI. S. 154) 

Landesnaturschutzgesetz vom 6.10.2015 (GVBI.2015, S. 283) 

Landesbauordnung Rheinland-Pfalz vom 24.1 1.1998 (GVBI. S. 365) 

Denkmalschutzgesetz vom 23.03.1978 (GVBI. S. 159) 

Nachbarrechtsgesetz vom 15.6. 1970 (GVBI. 1970, S. 198) 

Wassergesetz für das Land Rheinland-Pfalz i.d.F. vom 22.01.2004 (GVBI. S. 54) 

Landesverordnung über die Bestimmung von Eingriffen in Natur und Landschaft vom 19.12.2006 (GVBI 
2006, S. 447) 

Landesbodenschutzgesetz (LBodSchG), vom 25.7.2005 (GVBI. S. 302) 

Verordnung zur Feststellung des Überschwemmungsgebietes an der Kyll (Gewässer II.Ordnung), SGD Nord, 
09.10.2007 

DI-Normen (DIN), Deutsches Institut für Normung e.V., zu beziehen bei der Beuth Verlag GmbH, 10772 
Berlin 
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5.2 Ursprünglicher Bebauungsplan in der Fassung der 5. Änderung (Auszug) 
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